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			   > Völker recht l iche Ver t räge regeln heute zuver lä ssig,  welchem Staat die Küsten­

gewässer und der Meeresboden gehören oder wo eine Nat ion f ischen dar f.  Doch der bevors tehende 

Abbau von Bodenschät zen am Grund der Ozeane und der Klimawandel s te l len das internat ionale See ­

recht vor neue Herausforderungen. Schwier ig is t  es auch, den Meeresumwelt schut z mit  der intensiven 

Nutzung der Ozeane in E inklang zu br ingen.

Das Internationale Seerecht –
ein potentes Regelwerk
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Gleiche Regeln für al le Staaten

Das Internationale Seerecht oder Seevölkerrecht (Inter-

national Law of the Sea) fasst alle auf das Meer bezoge-

nen Rechtsnormen zusammen, die zwischen verschie-

denen Staaten gelten. Es beinhaltet nicht nur Regelungen 

zur Abgrenzung oder Nutzung der Meeresgebiete, son-

dern auch Vorgaben zum Schutz und zur Erforschung der 

Ozeane. Andere Bereiche hingegen bleiben ausgeklam-

mert, so etwa das nationale Seerecht, das sich beispiels-

weise mit der Ordnung der Häfen beschäft igt, oder das 

Seehandelsrecht (Marit ime Law), das in Deutschland vor-

wiegend im Handelsgesetzbuch verankert ist und etwa 

die Güterbeförderung regelt. 

Das Ende der Rechtsfreiheit

Jahrtausendelang war das Meer fast ausschließlich Nah-

rungsquelle des Menschen und nur in dieser Hinsicht für 

ihn interessant. In der Ära der großen Seefahrernationen 

wie Holland, Portugal oder Spanien aber weiteten die 

Königreiche ab dem 15. Jahrhundert ihren Herrschafts-

raum zunehmend aus. Bodenschätze und andere neue 

Handelsgüter weckten Begehrlichkeiten. Fortan galt es, 

das Meer, ferne Inseln und Küsten zu erobern, um die 

Vormachtstellung in der Welt zu behaupten. Kriege und 

Seeschlachten waren die Folge.

Schon früh versuchten Gelehrte die Frage zu beant-

worten, wem das Meer eigentlich gehören soll. Diese  

Frage kann das Internationale Seerecht bis heute nicht 

allgemein beantworten. Sie ist seit jeher durch das Span-

nungsverhältnis zwischen dem auf den niederländischen 

Philosophen und Rechtsgelehrten Hugo Grotius (1583 bis 

1645) zurückgehenden Gedanken von der Freiheit des 

Meeres („mare liberum“) und dem Konzept des engli

schen Universal- und Rechtsgelehrten John Selden (1584 

bis 1654) vom „mare clausum“ gekennzeichnet. Im Mit-

telpunkt stand und steht die Frage, ob das Meer der Staa-

tengemeinschaft insgesamt zur Verfügung stehen soll 

oder aber von einzelnen Staaten beansprucht werden 

darf. Keine der beiden Posit ionen konnte sich letzt lich 

völlig durchsetzen. Gleichwohl spiegelt sich dieser Kon-

f likt in der heutigen Struktur des Internationalen See-

rechts wider. 

Das gegenwärtige Seevölkerrecht ist primär im See-

rechtsübereinkommen der Vereinten Nationen (SRÜ) ge

regelt, das 1982 als Ergebnis der Dritten UN-Seerechts

konferenz (Third United Nations Conference on the Law 

of the Sea, UNCLOS III) angenommen wurde. Darüber 

hinaus gibt es völkergewohnheitsrechtliche Normen, die 

das SRÜ ergänzen. Das Seerechtsübereinkommen ist der 

umfangreichste völkerrechtliche Vertrag, der jemals in 

der Geschichte der Menschheit geschlossen wurde. Es 

fußt auf den vier Genfer Seerechtskonventionen von 

1958 zum Küstenmeer und zur Anschlusszone, zur 

Hohen See, zur Fischerei und zum Festlandsockel. Mit 

diesen Verträgen wurde das bis dahin geltende  – unge-

schriebene – Gewohnheitsrecht kodifiziert. So waren die 

Staaten seit Mitte des 17. Jahrhunderts überwiegend 

davon ausgegangen, dass ein drei Seemeilen breiter Mee-

resstreifen vor der Küste als sogenanntes Küstenmeer 

zum Gebiet eines jeden Küstenstaats gehört, was in etwa 

der Distanz einer abgefeuerten Kanonenkugel ent-

sprach.

 Ab der Mitte des 20. Jahrhunderts wurden die Meere 

zunehmend als Quelle natürlicher Ressourcen wie Erd-

gas und Erdöl interessant. Viele Küstenstaaten versuchten 

deshalb, immer größere Teile des Meeres und des Mee-

Die Recht sordnung der  Ozeane

			   > Jahrhundertelang nutzten die Menschen das Meer,  und immer wieder ent­

wickelten sich daraus Konfl ikte.  1982 schuf die Staatengemeinschaft  mit  dem Internationalen See­

rechtsübereinkommen (SRÜ) eine umfassende rechtl iche Grundlage. Inzwischen hat sich das SRÜ als 

potentes Regelwerk erwiesen. Doch nicht auf jedes aktuel le Problem kann es eine Antwort l iefern.
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resbodens unter ihre nationalstaat liche Kontrolle zu brin-

gen. Einige Nationen reklamierten eine 200-Seemeilen-

zone für sich. Die Idee des „mare liberum“ schien damit 

völlig verloren zu gehen. Nachdem ein erster Versuch, 

die zulässige maximale Breite des Küstenmeers in einem 

völkerrechtlichen Vertrag zu regeln, im Jahr 1930 noch 

gescheitert war, gelang es 1958 schließlich, unter der 

Schirmherrschaft der Vereinten Nationen die genannten 

vier Genfer Seerechtskonventionen zu verabschieden. 

Mit diesen internationalen Abkommen sollte verhindert 

werden, dass das Meer endgült ig zwischen den verschie-

denen Staaten aufgeteilt würde. 

Dieses Ziel wurde indes nicht gänzlich erreicht. So 

weckte beispielsweise die Entdeckung gewalt iger Man-

ganknollenvorkommen auf dem küstenfernen Tiefsee

boden im öst lichen und zentralen Pazifik in den 1960er 

Jahren neue Begehrlichkeiten der Industriestaaten (Kapi-

tel  7). Derzeit wird diskutiert, welchen Nationen die 

zahlreichen arktischen Bodenschätze zufallen, die auf-

grund des schrumpfenden Meereises künft ig leichter 

zugänglich sein werden. 

Mehr Spielraum für die Küstenstaaten

Das SRÜ fasst die vier Genfer Übereinkommen – das 

„alte“ Seerecht – heute nicht nur in einem einheit lichen 

Vertragstext zusammen. Es geht inhalt lich sogar über 

diese hinaus. So wurden die Rechte der Küstenstaaten im 

„neuen“ Seerecht sowohl qualitat iv als auch quantitat iv 

zum Teil erheblich erweitert. Beispielsweise verfügt 

jeder Küstenstaat über das ausschließliche Recht, die 

Fischbestände in der sogenannten Ausschließlichen 

Wirtschaftszone (AWZ) zu bewirtschaften, die sich bis 

zu einer Breite von 200 Seemeilen vor seiner Küste 

erstreckt. Nach dem damaligen Genfer Recht gab es die 

AWZ noch nicht. Darüber hinaus ist das SRÜ die Rechts-

grundlage für den Internationalen Seegerichtshof (Inter-

national Tribunal for the Law of the Sea, ITLOS), der im 

Jahre 1996 seine Arbeit in Hamburg aufnahm. Der 

Gerichtshof ist allerdings nicht die einzige gerichtliche 

Institut ion, die über die Einhaltung des SRÜ wacht. Viel-

mehr können die Unterzeichner des SRÜ frei wählen, ob 

sie Streit igkeiten über die Auslegung und Anwendung 

10.1 > Der niederländische Rechtsgelehrte Hugo Grotius (1583 

bis 1645) entwickelte die Idee von der Freiheit des Meeres, 

nach der die Ozeane der ganzen Staatengemeinschaft offen­

stehen sollen. Seine Auffassung schrieb er 1609 in dem Werk 

„Mare Liberum“ (oder auch „De mare libero“) nieder.
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des Übereinkommens dem ITLOS oder doch lieber dem 

Internationalen Gerichtshof (IGH) im niederländischen 

Den Haag oder einem anderen internat ionalen Schieds

gericht unterbreiten wollen.

Bis das SRÜ akzeptiert wurde, vergingen allerdings 

einige Jahre, denn wegen einiger höchst umstrittener 

Regelungen zum Tiefseebergbau lehnten die meisten 

Industriestaaten das SRÜ zunächst ab. So sollten sie ver-

pf lichtet werden, Tiefseebergbau-Know-how an die Ent-

wicklungsländer weiterzureichen. Nachdem man die 

Forderungen abgeschwächt und die Posit ion der Indus-

triestaaten gestärkt hatte, trat das SRÜ 1994 in Kraft, 

zwölf Monate, nachdem mit Guyana der 60. Staat das 

Regelwerk unterzeichnet hatte, und zwölf Jahre, nach-

dem das Abkommen geschlossen worden war. Bis zum 

Juli 2009 sind dem SRÜ 157 Vertragsstaaten beigetreten. 

Für die übrigen Staaten sind weiterhin die Genfer Kon-

ventionen von 1958 und die Normen des Völkergewohn-

heitsrechts maßgeblich. 

Hoheitsmacht

Funktional begrenzte 

Hoheitsmacht bedeu­

tet, dass ein Staat im 

Bereich der AWZ und 

des Festlandsockels 

für einige Nutzungs­

arten ausschließliche 

Nutzungshoheit 

genießt – etwa für die 

Fischerei.

Klare Regeln,  klare Grenzen

Das Internationale Seerecht gibt vor allem bezüglich 

wirtschaft licher Interessen einen zwingend einzuhal-

tenden Verhaltensrahmen vor. Es regelt die Fischerei und 

die Schifffahrt, die Gewinnung von Öl und Gas im Meer 

sowie die Ausbeutung anderer Rohstoffe des Tiefseebo-

dens und den Meeresumweltschutz. 

Das Seerecht teilt die Meere in verschiedene Rechts

zonen auf. Es definiert den Rechtsstatus und die Breite 

dieser Zonen und normiert die in ihnen jeweils geltenden 

Rechte und Hoheitsbefugnisse der Küsten- und Flag

genstaaten. Dabei nimmt die Hoheitsmacht eines Staates 

mit wachsender Entfernung von der Küste ab. Sie reicht 

von voller territorialer Souveränität (Innere Gewässer) 

über eingeschränkte „aquitoriale“ Souveränität (Küsten-

meer) bis zur funktional begrenzten Hoheitsmacht (Aus-

schließliche Wirtschaftszone, AWZ und Fest landsockel). 

Bemessungsgrundlage der jeweiligen Meereszonen ist 

Hohe See
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Ausschließliche Wirtschaftszone (AWZ)
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Festlandsockel

10.2 > Das Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen 

teilt das Meer in verschiedene Rechtszonen auf. Die Souverä­

nität eines Staates nimmt dabei mit zunehmender Entfernung 

von der Küste ab. An die Inneren Gewässer schließt sich die 

12-Seemeilen-Zone an. Hier ist die Souveränität des Küsten­

staats bereits eingeschränkt, weil es Schiffen aller Länder er­

laubt ist, diese Gewässer zu durchfahren. In der 24 Seemei­

len weit reichenden Anschlusszone besitzt ein Staat lediglich 

Kontrollrechte. Er darf hier etwa die Einhaltung von Zollvor­

schriften überprüfen. In der 200 Seemeilen breiten Ausschließ­

lichen Wirtschaftszone (AWZ) hat ein Küstenstaat das alleinige 

Recht, lebende und nicht lebende Ressourcen zu explorieren 

und zu ernten. Im Bereich des Festlandsockels wiederum, der 

über die AWZ hinausreichen kann, darf er lebende und nicht 

lebende Ressourcen am und im Meeresgrund explorieren und 

ernten.
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sischen Inseln) oder wenn die Küste über eine Bucht ver-

fügt, beispielsweise die Kieler Förde. Daher gehört etwa 

das Wattenmeer, sofern landwärts von den Außenpunk-

ten der Nordfriesischen Inseln gelegen, ebenso zu den 

deutschen Inneren Gewässern wie die Häfen von Kiel, 

Hamburg und Bremen. 

Seewärts der Basislinie schließt sich das Küstenmeer 

an, das sich bis zu 12  Seemeilen von der Basislinie 

erstreckt. Hier wird die Souveränität des Küstenstaats 

bereits völkerrechtlich eingeschränkt: Denn es ist Schif-

fen aller Staaten gestattet, das Küstenmeer friedlich zu 

durchfahren. Der Küstenstaat darf die Fahrt fremder 

Schiffe durch das Küstenmeer nicht von einer Genehmi-

gung oder Ähnlichem abhängig machen. Unter best imm

ten Umständen jedoch kann ein Küstenstaat den Schiffs-

verkehr durch die Einrichtung von Schifffahrtswegen 

10.3 > Die Nachbar­

länder Dänemark, 

Deutschland, Polen 

und Schweden liegen 

so dicht beieinander, 

dass die Ausschließ­

lichen Wirtschaftszo­

nen zu einem schma­

len Band schrumpfen. 

In manchen Gebieten, 

wie etwa östlich  

von Flensburg, ver­

laufen die Grenzen  

sogar innerhalb der  

12-Seemeilen-Zone.

Lübeck
Wismar

Rostock
Greifswald

Stralsund

Hamburg

D Ä N E M A R K

S C H W E D E N

P O L E N

Kiel

Schles-
wig

Flensburg

Festlandsockel/AWZ

12-Seemeilen-Zone/Küstenmeer

Internationale Grenze

die sogenannte Basislinie. Diese Linie verläuft norma

lerweise entlang der Niedrigwasserlinie an der Küste 

und entspricht damit dem durchschnitt lichen Ebbestand 

des Wassers, wie er in amtlichen Seekarten verzeichnet 

ist.

Innere Gewässer sind die landwärts der Basislinie 

gelegenen Gewässer. Sie gehören zum Staatsgebiet des 

Küstenstaats und unterliegen seiner vollen territorialen 

Souveränität. In manchen Fällen aber gilt nicht die Nied-

rigwasserlinie als Begrenzung der Inneren Gewässer; 

dann nämlich, wenn man gerade Basislinien oder Buch-

tenabschlusslinien zieht. Das Seerecht gestattet das 

immer dann, wenn die Küste t iefe Einbuchtungen und 

Einschnitte aufweist (etwa in Norwegen, Chile und Alas-

ka), wenn sich eine Inselkette entlang der Küste in ihrer 

unmittelbaren Nähe erstreckt (etwa im Fall der Nordfrie-
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Der Schutz der Meereslebewesen wird nicht al lein durch das Inter­

nationale Seerechtsübereinkommen (SRÜ), sondern auch durch das 

Umweltvölkerrecht sowie nationale und europäische Gesetze ge­

regelt. Das SRÜ enthält im Abschnit t über die AWZ zahlreiche Rege­

lungen über die Bewir tschaf tung der Fischbestände, die in mehreren 

völkerrechtlichen Ver trägen jüngeren Datums weiter konkret isier t 

wurden (Kapitel 6). Ähnliches gilt für den Schutz der Meeressäuger, 

der bereit s 1946 im Internationalen Übereinkommen zur Regelung 

des Walfangs angesprochen wurde. Das Übereinkommen ist noch 

heute in Kraf t. Ursprünglich stand die Nutzung der Großwalbestän­

de im Vordergrund. Nach dem nahezu vollständigen Zusammen­

bruch der kommerziel l bedeutsamen Walpopulat ionen in den 1970er 

und 1980er Jahren haben die Ver tragspar teien den Schwerpunkt des 

Übereinkommens aber durch ein umfassendes Fangmorator ium in 

Richtung Ar tenschutz verschoben. Zugleich wurde die Internationa­

le Walfangkommission eingerichtet. Seit einigen Jahren kommt es 

auf den jähr l ichen Tref fen immer wieder zu hef t igen Debatten zwi­

schen den Staaten, die für eine Wiederaufnahme des kommerziel len 

Walfangs plädieren ( insbesondere Japan), und den meisten anderen 

Staaten, die str ikt gegen den Walfang sind. Momentan umgeht 

Japan das Morator ium, indem es sich auf eine Klausel des Überein­

kommens bezieht, wonach der Walfang zu wissenschaft l ichen Zwe­

cken zulässig ist. Da die er legten Wale aber kommerziel l genutzt 

werden, sieht die Mehrheit der Völkerrechtler im Verhalten Japans 

einen Rechtsmissbrauch. 

Wie das Patt zwischen den Walfangbefürwortern und -gegnern 

auf internationaler Ebene gelöst werden kann, ist unklar. Ökono­

misch ist die Jagd auf Wale auch in Japan ein Minusgeschäft. Sicher 

ist , dass die Walfangbefürworter mit der Arbeit der Internationalen 

Walfangkommission ausgesprochen unzufr ieden sind. Das könnte 

dazu führen, dass sie das Morator ium künft ig weiter ignorieren. Ein 

denkbarer Ausweg aus der Kr ise wäre eine vorsichtige Lockerung des 

Moratoriums. So könnte man eine niedr ige Fangquote für Zwerg­

wale beschließen, was angesichts der posit iven Bestandsentwick­

lung dieser Spezies ökologisch ver tretbar wäre. Voraussetzung dafür 

wäre eine strenge Kontrolle des Walfangs, unter anderem durch aus­

ländische Kontrolleure an Bord der Fangschif fe. Eine eng begrenzte 

Wiederaufnahme des kommerziel len Walfangs könnte Japan den 

Weg aus der I l legalität weisen. Darüber, ob dieser ethisch ver tretbar 

ist , gibt es bislang aber keinen weltweiten Konsens. 

In Nord- und Ostsee is t der Schweinswal die einzige heimische 

Walar t. In der deutschen AWZ werden Schweinswale vor a l lem am 

Sylter Außenr if f nachgewiesen. Der Antei l an Mutter-Kalb-Paaren 

ist dor t besonders hoch. Das deutet darauf hin, dass dieses Gebiet 

wicht ig für die Vermehrung der Schweinswale is t .

Die intensive Nutzung der deutschen AWZ wirkt sich stark auf die 

Schweinswalbestände aus. Relevant is t vor a l lem die Fischerei. Sie 

reduzier t die Nahrungsgrundlage der Tiere. In anderen Fäl len ver­

enden Schweinswale als Beifang in den Netzen. Der bei der Err ich­

tung von Offshore-Bauwerken, wie etwa Windenergieanlagen, ent­

stehende Unterwasser lärm kann die Schweinswale sowohl aus ihren 

Revieren ver treiben als auch zu direkten gesundheit l ichen Schäden 

führen. Darüber hinaus hat der Eintrag von Schadstof fen vielfä lt ige 

Auswirkungen auf den Gesundheit szustand der Tiere. Die aktuel len 

recht l ichen Regelungen haben deshalb vor a l lem das Ziel, wir t­

schaf t l ich wicht ige menschliche Akt ivitäten auf See und unter Was­

ser ökologisch ver träglicher zu gestalten, um die Schweinswale zu 

schützen und zu erhalten.

E in komplexes Recht s thema – der Schut z der Meeressäuger  

10.5 > Vor der deutschen Küste kommen Schweinswale vor allem am nörd­

lichen Rand der AWZ an der Grenze zu Dänemark vor. Das Beispiel zeigt, 

dass sich die Tiere nur durch grenzübergreifenden Artenschutz erhalten 

lassen, wie ihn die europäische Initiative „Natura 2000“ vorsieht.

10.4 > Während sich die meisten Nationen auf einen Schutz der Wale 

verständigt haben, setzt Japan die Jagd fort, wie beispielsweise hier im 

Südpazifik. Die Japaner beziehen sich dabei auf eine Klausel des Fangmo­

ratoriums, nach der der Walfang zu wissenschaftlichen Zwecken zulässig 

ist. Letztlich steckt aber bei ihnen ein kommerzielles Interesse dahinter.
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Von Bedeutung ist etwa das Abkommen zur Erhaltung der Klein­

wale in der Nord- und Ostsee, des Nordostat lant iks und der Ir ischen 

See (Agreement on the Conservat ion of Small Cetaceans of the Bal­

t ic, Nor th East At lant ic, Ir ish and Nor th Seas, ASCOBANS). Im Hin­

blick auf Innere Gewässer, Küstenmeer und AWZ ist wiederum das 

nat ionale Naturschutzrecht relevant. Darüber hinaus spielt in euro­

päischen Gewässern vor a l lem das von den Organen der Europä­

ischen Union (EU) geschaf fene europäische Ar ten- und Habitat­

schutzrecht eine bedeutende Rolle. Die europäische Flora-Fauna- 

Habitat-Richt l inie (FFH-Richt l inie) zum Beispiel bezieht die Inneren 

Gewässer und Küstenmeere, AWZ und Fest landsockel der EU-Mit­

gl iedstaaten mit ein. Ihr Ziel is t es, ein zusammenhängendes euro­

päisches Netz von Schutzgebieten („Natura 2000“) zu schaf fen. 

Dies wäre ein wesent l iches Instrument zur Erhaltung der europä­

ischen Ar tenvielfa lt . Nach dieser Richt l inie müssen Schutzgebiete 

Habitate best immter Ar ten, darunter die des Schweinswals, um- 

fassen. 

Innerhalb der ausgewiesenen Schutzgebiete dür fen besonders 

umweltrelevante menschliche Akt ivitäten, wie etwa der Bau von 

Offshore-Windenergieanlagen, nur nach einer strengen Umwelt­

ver träglichkeit sprüfung durchgeführ t werden. In manchen Fäl len is t 

eine Akt ivität aber aus zwingenden Gründen er forder l ich, obwohl 

die Ergebnisse der Umweltver träglichkeit sprüfung dagegenspre­

chen – beispielsweise weil es ein erhebliches öf fent l iches Interesse 

gibt. Der Mitgl iedstaat is t dann verpfl ichtet, Ausgleichsmaßnahmen 

zu ergreifen.

12-Seemeilen-Zone
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kanalisieren, um die Sicherheit der Schifffahrt in diesem 

Bereich zu gewährleisten. 

Dem Küstenmeer folgt die Anschlusszone, die sich 

24  Seemeilen seewärts der Basislinie erstreckt. In die-

sem Areal, das sich mit dem Küstenmeer teilweise über-

lagert, besitzt ein Staat nur Kontrollrechte. Er darf über-

prüfen, ob im Küstenmeer geltende nationale Gesetze 

eingehalten oder gefährdet werden. Dazu gehören unter 

anderem Gesundheitsrichtlinien, Einreise-, Finanz- und 

Zollvorschriften. Noch weiter ins Meer reicht die soge-

nannte Ausschließliche Wirtschaftszone (AWZ), die sich 

bis zu 200 Seemeilen seewärts der Basislinie erstreckt. 

Anders als die Inneren Gewässer und das Küstenmeer 

gehört die AWZ nicht zum Staatsgebiet. Der Küstenstaat 

verfügt dort nur über einzelne funktional begrenzte 

Rechte, die sich nicht auf das Meeresgebiet selbst, son-

dern nur auf die dort vorhandenen Ressourcen beziehen. 

Wie der Begriff AWZ impliziert, darf dort allein der 

Küstenstaat Bauten wie etwa Ölplatt formen und Wind

energieanlagen errichten und nutzen oder Fischfang 

betreiben. Drittstaaten bleiben davon ausgeschlossen. 

Wirtschaft lich ist dies von großer Bedeutung, weil bei-

spielsweise etwa 90 Prozent aller kommerziell relevanten 

Fischspezies in den AWZ der Küstenstaaten vorkommen. 

Diese Zahl ist noch beeindruckender, wenn man bedenkt, 

dass diese Wirtschaftszonen lediglich 35  Prozent der 

Gesamtf läche der Meere einnehmen. 

Der Küstenstaat hat darüber hinaus Hoheitsbefugnisse 

in Bezug auf die wissenschaft liche Meeresforschung. 

Deshalb bedürfen Meeresforschungsaktivitäten fremder 

Staaten in der AWZ grundsätzlich der Zustimmung des 

Küstenstaats. Auch wenn es um den Meeresschutz geht, 

Festlandsockel/AWZ
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10.6 > Im dicht be­

siedelten Europa mit 

seinen vielen Grenzen 

ist die Ausschließ­

liche Wirtschafts­

zone (AWZ) oftmals 

weniger als 200 

Seemeilen breit. Das 

betrifft die Adria, die 

Nordsee und auch das 

Mittelmeer. Welt­

weit kommen in dem 

recht schmalen Band 

der AWZ immerhin 

90 Prozent aller 

kommerziell relevanten 

Fischspezies vor.
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Festlandsockel

Für den Begriff Fest­

landsockel gibt es eine 

rechtliche und eine 

geologische Definiti­

on. Im rechtlichen 

Sinn ist der Festland­

sockel gemeint, der 

eine Ausdehnung von 

200 Seemeilen see­

wärts der Basislinie 

hat. Im geologischen 

Sinn ist der Begriff 

gleichbedeutend mit 

dem Schelf. Als Schelf 

bezeichnet man den 

küstennahen, flachen 

Teil des Meeresbo­

dens. Der Schelf fällt 

sanft bis zu einer 

durchschnittlichen 

Tiefe von 130 Metern 

ab. Daran schließt sich 

der bis zu 90 Grad 

steile Kontinentalhang 

an.

genießt der Küstenstaat in der AWZ best immte Hoheits-

rechte. Er allein darf der Internationalen Seeschifffahrts-

Organisat ion (International Marit ime Organisat ion, IMO) 

die Ausweisung eines Meeresschutzgebiets in seiner 

AWZ vorschlagen, um diese vor einer Verschmutzung 

durch Schiffe zu schützen. Territoriale Ansprüche kann 

ein Küstenstaat in der AWZ nicht erheben. Dritte Staaten 

wiederum genießen in der AWZ Schifffahrtsfreiheit. 

Zudem dürfen sie dort unterseeische Kabel und Rohrlei-

tungen verlegen. 

Spezielle Vorgaben enthält das SRÜ auch für den größ-

tenteils unterhalb der AWZ verlaufenden Fest landsockel. 

Dieser ist wie die AWZ ein Hoheitsraum, in dem nur der 

Küstenstaat die natürlichen Ressourcen erforschen und 

ausbeuten darf. Jeder Küstenstaat weltweit besitzt 

zwangsläufig einen solchen Fest landsockel. Natürlich 

sind Fest landsockel je nach geologischen Gegebenheiten 

unterschiedlich breit. Ungeachtet dessen darf jeder 

Küstenstaat einen Fest landsockel von bis zu 200 Seemei-

len Breite für sich proklamieren. Ist der Fest landsockel 

geologisch breiter, können aber auch noch größere 

Bereiche ausgewiesen werden. In rechtlicher Hinsicht 

verläuft die maximale Ausdehnung dann entweder in 

350  Seemeilen Entfernung von der Basislinie oder 

100 Seemeilen seewärts der 2500-Meter-Wassert iefenli

nie. Proklamiert ein Küstenstaat einen mehr als 200 See-

meilen breiten Fest landsockel, ist er in der Beweispf licht. 

Der Staat muss gegenüber der UN-Kommission zur 

Begrenzung des Fest landsockels (Commission on the 

Limits of the Continental Shelf, CLCS) belegen, dass es 

sich bei dem unterseeischen Gebiet tatsächlich um eine 

natürliche Verlängerung seines Landgebiets handelt. Die 

Kommission prüft die vorgelegten geologischen und 

hydrographischen Daten und gibt schließlich eine Emp-

fehlung ab. Die von einem Küstenstaat auf der Grundlage 

einer solchen Empfehlung festgelegten Außengrenzen 

des Fest landsockels sind endgült ig und verbindlich. 

Allerdings ist sich die Staatengemeinschaft bis heute 

nicht einig, welche rechtlichen Konsequenzen die CLCS-

Empfehlungen letzt lich haben. Denn die Kommission ist 

kein Organ der Rechtskontrolle. So soll die CLCS-Prüfung 

lediglich sicherstellen, dass die Grenzziehung wissen-

schaft lichen Standards entspricht. Dennoch ist die CLCS 

kein zahnloser Tiger. Eine von ihr abgegebene und veröf-

fentlichte Empfehlung setzt den Küstenstaat unter erheb-

lichen polit ischen Druck. Jegliche Abweichung bedarf 

einer Rechtfert igung. Bislang wurde denn auch in kei-

nem einzigen Fall eine CLCS-Empfehlung missachtet. 

Jenseits der Außengrenzen der AWZ beginnt der Staa-

tengemeinschaftsraum Hohe See. Damit ist primär die 

Wassersäule jenseits der AWZ gemeint, weniger der Mee-

resboden. Die Hohe See steht allen Staaten offen. Kein 

Staat darf einen Teil der Hohen See seiner Souveränität 

unterstellen. Die sogenannte Freiheit der Hohen See 

erfasst, ganz im Sinne von Hugo Grotius, insbesondere 

die Freiheit der Schifffahrt, die Freiheit der Fischerei und 

die Freiheit der wissenschaft lichen Meeresforschung. 

Außerdem wurden die nicht lebenden Ressourcen des 

sich seewärts an den Fest landsockel anschließenden 

Meeresbodens zum gemeinsamen Erbe der Menschheit 

erklärt. Die in diesem Gebiet lagernden Manganknollen  

sollen künft ig nach einem Bergbaurecht geerntet wer-

den, das sich am Gemeinwohl orientieren und vor allem 

den Interessen der Entwicklungsstaaten Rechnung tra-

gen soll. Überwacht und organisiert werden die Bergbau-

unternehmungen von der Internationalen Meeresboden-

behörde (International Seabed Authority, ISA) in Kingston 

(Jamaika), die extra dafür von den Vertragsparteien des 

SRÜ eingerichtet wurde. Die ISA wacht insbesondere 

darüber, dass die Gewinne aus den Aktivitäten des Tief-

seebodenbergbaus gerecht verteilt werden. So bleibt die 

Hälfte der Meeresbodengebiete, für die die Industrienati-

onen künft ig Explorat ions- und Abbaulizenzen erwer-

ben, den Entwicklungsstaaten reserviert. Noch ist der 

Abbau allerdings unrentabel und es fehlt an der nötigen 

Technik. Wie gut das Regelwerk in der Praxis funktio-

niert, wird sich also erst in Zukunft zeigen.

Als Verfassung der Meere liefert das SRÜ nur den nor-

mativen Rahmen für die internationale Rechtsordnung 

der Ozeane. Im Einzelnen lässt es manche Frage unbe-

antwortet. Das gilt vor allem für Aspekte, die erst nach 

seiner Annahme im Jahr 1982 durch neue wissenschaft-

liche Erkenntnisse als bedeutend erkannt wurden. Längst 

hat man neue Erzlagerstätten am Meeresboden und neue 

Fischbestände in der Tiefsee entdeckt. Und auch der Kli-

mawandel führt zu Veränderungen. Für die aktuellen 

Herausforderungen muss das SRÜ daher gegebenenfalls 

durch Spezialverträge ergänzt werden. 
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Landnahme unter Wasser 

Die Experten sind sich weitestgehend darin einig, dass 

der Klimawandel zum verstärkten Schmelzen des ark-

t ischen Eispanzers führt. Aus ökonomischer Sicht ist das 

durchaus interessant. Zum einen, weil sich dem interna-

t ionalen Handel in den Sommermonaten alternative und 

kürzere Schifffahrtswege wie die Nordwest- und Nord-

ostpassage eröffnen könnten. Zum anderen, weil die 

Menschheit damit Zugang zu den im arktischen Meeres-

boden vermuteten Öl- und Gasreserven bekommt. Inzwi-

schen streiten sich die Arktisanrainer um die Boden-

schätze. Die Öffentlichkeit bekam davon erstmals einen 

Eindruck, als Russland am 1. August  2007 mithilfe be

mannter Mini-U-Boote eine russische Flagge auf dem 

Meeresboden unter dem Nordpol hisste und das betref-

fende Gebiet damit symbolisch als russisches Gebiet pro-

klamierte. 

Die anderen arktischen Staaten, zu denen neben Russ-

land Dänemark (Grönland), Kanada, Norwegen und die 

USA zählen, haben zwischenzeit lich ebenfalls Expedit i-

onen gestartet, die belegen sollen, dass die betreffenden 

Gebiete Bestandteile der unterseeischen Verlängerungen 

ihrer Territorien sind. Seither wird in den Medien über 

den möglichen Ausbruch eines „eiskalten Krieges“ im 

hohen Norden spekuliert.

Geschacher um Grenzen 

Noch ist unklar, inwieweit die arktischen Gebiete zum 

Festlandsockel der benachbarten Küstenstaaten gehören. 

Sollte dies der Fall sein, könnten die dort vermuteten Res-

sourcen gemäß SRÜ exklusiv von dem arktischen Staat 

ausgebeutet werden, auf dessen Fest landsockel sie sich 

befinden. Sie f ielen damit nicht unter die Regelungen 

zum gemeinsamen Erbe der Menschheit, die von der 

Internationalen Meeresbodenbehörde verwaltet werden. 

Derzeit versuchen die arktischen Staaten zu belegen, 

dass sich ihr Fest landsockel geologisch über mehr als 

200 Seemeilen hinaus in den arktischen Ozean erstreckt. 

Auch in diesem Fall verliefe die maximale Außengren-

ze – wie oben beschrieben – entweder bei 350 Seemei-

len oder 100 Seemeilen seewärts der 2500-Meter-Was

sert iefenlinie. Die – zulässige – Kombination beider Me- 

thoden böte in der Arktis insbesondere Russland die 

Die Gren zen des  Seerecht s

			   > Es sind vor al lem die durch den Klimawandel verursachten Veränderungen 

im Meer,  die das heutige Seerecht an seine Grenzen bringen. Die arkt ischen Eismassen schwinden 

und geben den Weg frei  zu lange verborgenen Rohstoffen im Meeresgrund, die neue Begehrl ichkeiten 

wecken. Brisant ist  derzeit  auch die Frage,  inwieweit  der Mensch in das marine Ökosystem eingreifen 

darf ,  um die Auswirkungen des Kl imawandels abzufedern. 

10.7 > Medien-

wirksam platzierten 

russische Forscher am 

1. August 2007 ihre 

Nationalflagge am 

Grund des arktischen 

Ozeans.
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Chance auf die größtmögliche Ausdehnung des Fest land-

sockels. Nur zwei vergleichsweise kleine Flächen könn

ten von gar keinem Anrainerstaat beansprucht werden: 

Der einen fehlt als sogenanntem ozeanischen Bergrü-

cken (oceanic ridge) eine „natürliche“ Verbindung mit 

den Fest landrändern (Gakkelrücken), die zweite scheidet 

wegen des Verlaufs der 2500-Meter-Wassert iefenlinie 

aus.

Der Fall Arktis ist vor allem auch deshalb kompliziert, 

weil hier eine Ausnahmeregelung zum Tragen kommt. 

Das SRÜ unterscheidet zwischen „ozeanischen Bergrü-

cken“, die nicht unmittelbar mit dem Festlandrand ver-

bunden sind, sowie „unterseeischen Bergrücken“ und 

„unterseeischen Erhebungen“: Verläuft ein Fest landso-

ckel über Teilen eines unterseeischen Bergrückens (sub-

marine ridge), ist nur die 350-Seemeilen-Regel, nicht aber 

die bei unterseeischen Bergrücken naturgemäß vorteilhaf

tere 2500-Meter-Wassert iefenlinie anwendbar. Handelt 

es sich aber nur um eine unterseeische Erhebung (sub-

marine elevation), gilt die Einschränkung auf 350  See-

meilen wiederum nicht. Der Grund: Anders als untersee-

ische Erhebungen bestehen unterseeische Bergrücken in 

der Regel aus vulkanischem Gestein und damit aus einem 

anderen Material als der Fest landsockel – obwohl beide 

miteinander verbunden sind. Beide sind somit unter-

schiedlichen Ursprungs. Unterseeische Erhebungen hin-

gegen gleichen in ihrer Zusammensetzung der des Fest-

landrands. Erhebung und Fest landsockel sind damit 

geologisch identisch.

Ob es sich bei den Strukturen am arktischen Meeres-

boden um unterseeische Bergrücken oder Erhebungen 

handelt, muss deshalb zunächst durch geologische Ana-

Ozeanische Rücken 

Wo unterseeische 

Kontinentalplatten 

auseinanderdriften, 

entstehen ozeanische 

Bergrücken. An diesen 

Bruchstellen steigt 

Magma aus dem 

Erdinnern auf, das  

im Laufe der Zeit zu 

mehrere Tausend 

Meter hohen Rücken 

emporwächst. Diese 

liegen weitab der 

Schelfgebiete und 

Kontinentalabhänge 

meist in der Mitte der 

Ozeane.

2500-Meter-Wassertiefenlinie

350 Seemeilen

außerhalb der Begrenzung
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10.8 > Ausdehnung der Festlandsockel in der Arktis. Der Gak-

kelrücken ist als rote Fläche rechts dargestellt. Die linke rote 

Fläche kann aufgrund der 2500-Meter-Wassertiefenlinie von 

keinem Anrainerstaat beansprucht werden. Der Lomonossow-

rücken liegt links des Gakkelrückens zwischen den beiden 

2500-Meter-Wassertiefenlinien. 
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lysen des Gesteins geklärt werden. Was die Arktis angeht, 

liegt genau hier das Problem. Dort verlaufen gleich meh-

rere unterseeische Bergzüge. Mit Ausnahme des Gakkel-

rückens sind sie nach überwiegender Meinung alle in 

irgendeiner Form mit den Kontinentalrändern verbun-

den. Sie könnten also grundsätzlich zum Festlandsockel 

eines oder mehrerer Anrainerstaaten gehören. Welche 

Regelung des SRÜ letzt lich zum Tragen kommt, hängt 

also maßgeblich von ihrer geologischen Beschaffenheit 

ab. Russland etwa vertritt die Ansicht, dass es sich beim 

Lomonossowrücken um eine unterseeische Erhebung im 

Sinne des SRÜ handelt, mit der Folge, dass die 2500-Me-

ter-Wassert iefenlinie-Regelung greifen würde. Die bishe-

rigen Untersuchungen deuten aber eher darauf hin, dass 

die geologische Zusammensetzung des Rückens nicht der 

des russischen Fest landsockels entspricht. 

Welches Land am Ende den Zuschlag bekommt, hängt 

davon ab, wie die Kommission zur Begrenzung des Fest-

landsockels CLCS die von den Küstenstaaten vorgelegten 

Daten beurteilt . Dabei drängt die Zeit: Für Staaten wie 

Russland, die dem SRÜ vor dem 13. Mai 1999 beigetreten 

sind, ist die Frist, der Fest landsockelkommission Anga-

ben über ihren über 200 Seemeilen hinausgehenden 

Fest landsockel zu machen, am 13. Mai 2009 abgelaufen. 

Bis alle Empfehlungen der CLCS vorliegen, werden ver-

mutlich noch Jahre vergehen. Staaten, die dem Überein-

kommen nach 1999 beigetreten sind oder noch beitreten 

wollen, müssen ihre Unterlagen innerhalb von zehn Jah-

ren nach Beitritt vorlegen. So läuft die Frist für Kanada im 

Jahr 2013 ab, für Dänemark 2014. Nachdem im Jahr 2004 

neue Erdöl- und Erdgasvorkommen am arktischen Mee-

resboden entdeckt worden sind, bleibt abzuwarten, ob 

sich die Vertragsparteien des SRÜ entschließen, die vom 

Übereinkommen vorgesehene Frist zu verlängern. Für die 

Abgrenzung des Festlandsockels zwischen Staaten mit 

gegenüberliegenden oder aneinander angrenzenden Küs-
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10.9 > Die Fläche des 

arktischen Meereises 

nimmt seit vielen 

Jahren ab. Damit wird 

das Eis im Sommer 

künftig den Zugang 

zu unerschlossenen 

Erdgas- und Erdölvor-

kommen freigeben. 

Zudem ergeben sich 

mit der Nordost- und 

der Nordwestpassage 

neue Schifffahrts-

wege, die kürzer als 

die Strecke durch Pa-

nama- und Suezkanal 

sind.
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Conclus io

sich die Frage, ob sich solche sogenannten Geo-Enginee-

ring-Aktivitäten mit dem geltenden Seerecht in Einklang 

bringen lassen. Das SRÜ geht zwar ausführlich auf den 

Meeresumweltschutz ein. Aussagen über die Zulässig-

keit von Geo-Engineering-Maßnahmen im Allgemeinen 

oder Eisendüngung im Speziellen werden dort jedoch 

nicht getroffen. Allerdings ist es grundsätzlich verboten, 

Abfall und andere Stoffe ins Meer zu kippen. Diese Ver-

pf lichtung wird durch zwei weitere völkerrechtliche Ver-

träge konkretisiert, zum einen das Übereinkommen über 

die Verhütung der Meeresverschmutzung durch das Ein-

bringen von Abfällen und anderen Stoffen von 1972 

(London Convention, LC), zum anderen das London Pro-

tocol (LP) von 1996, das die Bestimmungen der London 

Convention verschärft und konkretisiert. Entsprechend 

haben sich im Oktober 2008 die Vertragsstaaten dafür 

ausgesprochen, dass legit ime wissenschaft liche For-

schung nicht den Zielen der Londoner Übereinkommen 

widersprechen soll. Damit bleibt die kommerzielle Eisen-

düngung von Meeresgebieten untersagt. Diskutiert wur-

de, ob Industrieunternehmen den Ozean düngen und das 

Algenwachstum ankurbeln könnten, um sich diese Maß-

nahme als Carbon Credit anrechnen zu lassen. Inzwi-

schen aber steht fest, dass eine solche kommerzielle 

Eisendüngung unzulässig ist.

Die Zukunft  des Internationalen Seerechts         

Unter dem Eindruck von Klimawandel, Artenster-

ben, Überfischung und Seeschifffahrt sieht sich das 

Internationale Seerecht – die Rechtsordnung der 

Ozeane – zahlreichen Herausforderungen ausge-

setzt. Das Spannungsverhältnis zwischen der Frei-

heit des Meeres und seiner Territorialisierung, die 

im Konzept des „mare clausum“ verkörpert ist, hält 

bis heute an. Punktuelle Anpassungen der gel-

tenden rechtlichen Regelungen an neue Erkennt-

nisse und Entwicklungen mögen erforderlich sein, 

bergen jedoch immer die Gefahr einer weiteren 

Ausdehnung staat licher Hoheitsmacht auf die See 

hinaus. Das UN-Seerechtsübereinkommen (SRÜ) 

muss dabei stets Ausgangspunkt der rechtlichen 

Analyse sein. Es hat die Begehrlichkeiten der Staa-

tengemeinschaft in einen Rahmen eingepasst, der 

nahezu allgemeine Akzeptanz gefunden hat. Bis-

lang hat es sich als f lexibler und offener gezeigt als 

vielfach angenommen. Daher wird das UN-See-

rechtsübereinkommen auch im Völkerrecht des 

21.  Jahrhunderts seine normative Kraft entfalten. 

Voraussetzung ist freilich die Bereitschaft der 

Staaten zu Kooperation und friedlicher Beilegung 

aller auftretenden Streit igkeiten – auch und gerade 

angesichts der neuen Herausforderungen auf und 

unter dem Meer. 

ten ist die Kommission zur Begrenzung des Fest landso-

ckels freilich ohnehin nicht zuständig. In solchen Fällen 

verpf lichtet das SRÜ die beteiligten Staaten lediglich zum 

Abschluss von Abgrenzungsübereinkünften. Immerhin 

haben sich die fünf arktischen Staaten in der Ilulissat-

Erklärung vom 28. Mai 2008 dazu bekannt, das Interna-

t ionale Seerecht einzuhalten und friedlich über sich 

potenziell überlagernde Ansprüche zu verhandeln.

Das Seerecht und der Kampf gegen  

den Klimawandel

Eine der drängendsten klimapolit ischen Fragen ist, wie 

sich der Ausstoß des Klimagases CO2 verringern lässt. 

Tatsächlich berührt dieses Thema auch das Seerecht. So 

setzt man derzeit große Hoffnung auf die Speicherung 

von atmosphärischem CO2 im Ozean und in seinem 

Untergrund (Kapitel 2). Wie komplex diese Aspekte aus 

Sicht des Seerechts sind, zeigt ein aktuelles Beispiel: die 

Düngung des Meeres mit Eisenspänen, also Pf lanzen-

nährstoffen. Die Idee besteht darin, die Primärproduk

t ion anzuregen und durch das zu Boden sinkende Phyto-

plankton der Atmosphäre längerfrist ig CO2 zu entziehen. 

Nicht nur mit Blick auf das 2009 durchgeführte deutsch-

indische Meeresforschungsexperiment „Lohafex“ stellt 

Carbon Credits

Mit Carbon Credits 

bezeichnet man soge-

nannte Emissions-

rechte. Diese erlauben 

Industriebetrieben  

wie etwa Kraft- oder 

Zementwerken, eine 

bestimmte Menge 

CO2 auszustoßen. 

Reduziert ein Unter-

nehmen durch tech-

nische Maßnahmen 

seinen CO2-Ausstoß, 

nimmt es weniger  

dieser Rechte in 

Anspruch und kann 

diese an andere 

Unternehmen veräu-

ßern, die wegen eines 

hohen Ausstoßes mehr 

Zertifikate benötigen. 

Damit werden Maß-

nahmen zur CO2-Ein-

sparung, die oftmals 

Zusatzkosten verur

sachen, wirtschaftlich 

interessant. 
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